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VORNE LINKS

Folgt man dem Soziologen Kuno 
Klamm, dann heißt Solidarität, «ein 
fremdes Problem zu seinem eige-
nen zu machen.« Vom Fremden ins 
Eigene – das braucht Übersetzungs-
arbeit. Hilfestellung leistet dabei in 
diesen Tagen die Ampelregierung – 
unfreiwillig. So etwa beim Bürger-
geld, bei dem sie – nach Widerstand 
der CDU – selbst die angedachten, 
spärlichen Verbesserungen ge-
genüber Hartz IV aufgegeben hat. 
Manch einer möchte meinen, hier 
ginge es um Almosen für die Ärms-
ten der Armen, aber diese fahrläs-
sig vertane Chance fällt in eine Zeit, 
in der immer mehr Menschen klar 

wird, dass sie in einer Notlage auf 
eine sorgende Solidargemeinschaft, 
auf einen handlungsfähigen Staat 
und eine starke öffentliche Hand 
angewiesen sind. Denn was die 
dringend erhoffte Erhöhung der Re-
gelsätze ist, ist für andere Haushal-
te die Gaspreisbremse oder aber 
das 49-Euro-Ticket.

So öffnet sich in einer existen-
ziellen Krise möglicherweise ein 
Fenster der Solidarität – auch auf 
kommunaler Ebene. DIE LINKE 
will dieses solidarische Gemein-
wesen auch in den Haushaltsver-
handlungen in Dresden stärken. 
Sie will das Sozialticket erhalten, 

den kommunalen Wohnungsbau 
stärken, Kindern aus einkommens-
armen Familien den Museumsein-
tritt erleichtern. Sie will aber auch 
das Lokale Handlungsprogramm 
ausfinanzieren, denn Solidarität 
braucht auch eine aktive Zivilge-
sellschaft, die ein solidarisches Mit-
einander selbstbewusst lebt. Eine 
Gesellschaft, in der das fremde Pro-
blem zum eigenen gemacht wird, 
braucht den Austausch, braucht Or-
te der Verständigung, Kultur- und 
Nachbarschaftszentren etwa. Kurz-
um: Solidarität braucht Geld und 
Entschlossenheit. Das Fenster da-
für steht offen. Thomas Feske

Geteiltes Leid? Im Perspektivplan des Oberbürgermei-
sters kommt die Kultur im Grunde ge-
nommen nicht vor. Nur für die Robotron-
kantine wurde angemerkt, dass ein 
Konzept entwickelt werden müsse. OB 

Hilbert hat offensichtlich nicht mitbekom-
men, dass an diesem schon seit der Bewer-
bung zur Kulturhauptstadt gearbeitet wird 
und seit dieser Zeit die Robotronkantine dau-
erhaft vom Kunsthaus Dresden und der Ostra-
le bespielt wird. 

Hilbert verkennt, dass nicht nur Groß-
veranstaltungen und Weihnachtsmärkte 
wirtschaftliche Faktoren für die Stadt sind, 
sondern auch die Kultur der Stadt einen er-
heblichen Beitrag leistet. Menschen aus aller 
Welt kommen nicht nach Dresden, um in die 
in jeder großen Stadt ähnlichen Verkaufstem-
pel zu gehen, sondern um Architektur, Kultur 
und die Umgebung der Landeshauptstadt zu 
genießen. Auch für viele Dresdner:innen sel-
ber ist das kulturelle Angebot, auch für wenig 
Geld, ein Grund, sich hier in der Stadt wohl zu 
fühlen. » Seite 4

Schon lange ist Existenzangst in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen. Öffnet sich dadurch ein Fenster der Solidarität?

HAUSHALTSDEBATTE

Kultur auf der Strecke
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 Und nicht vergessen: 
 die Solidarität! 

»Ein pünktlich  
beschlossener 
Haushalt wäre ein 
gutes Zeichen« 
Tilo Kießling

 Für einen sozial ausgewogenen Stadthaushalt: Wir machen uns stark für eine kulturvolle Stadt, 
 für eine Stadt, die Schulen saniert und für eine Stadt, die in Kinder und Jugendliche investiert. 
 Für eine Stadt des Miteinanders. » Seite 4 und 5 
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Fahrpreise rauf 
oder runter?
Anfang Dezember kommt die Zweckverbands­
versammlung des VVO im Dresdner Rathaus 
zusammen

ÖPNV in Dresden: pünktlich, bezahlbar und schnell! Statt: teuer, langsam und spät!

Die Energiepreise gehen durch die Decke, so dass auf die 
Dresdnerinnen und Dresdner erhebliche Belastungen 
zukommen. Die Linksfraktion meint, die Stadt müsste 
hier vorausschauend handeln, bevor die Rechnungen 
im Briefkasten landen. Deshalb hat DIE LINKE. im 

Stadtrat einen Antrag eingebracht, der den OB beauftragt, unverzüg-
lich für Privathaushalte in Dresden einen Härtefallfonds für beson-
dere Notlagen einzurichten.

Dieser Fonds soll für besondere Härtefälle bei Nachzahlungsfor-
derungen hinsichtlich der Betriebskosten zur Verfügung stehen. Der 
Oberbürgermeister hat dazu dem Stadtrat eine Richtlinie zur Ge-
währung dieser Unterstützungsleistung zur Beschlussfassung vor-
zulegen. Für den Härtefallfonds sollen 2 Millionen Euro bereitgestellt 
werden. Diese Haushaltsmittel werden dem Geschäftsbereich Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Wohnen zweckgebunden zugeordnet.

Des Weiteren soll innerhalb der Stadtverwaltung eine Anlaufstel-
le »Energie- und Heizkosten« eingerichtet werden, an die sich die Bür-
gerinnen und Bürger wenden können, wenn sie sich in besonderen 
Notlagen auf Grund geforderter Nachzahlungen infolge gestiegener 
Preise für die Energie- und Wärmeversorgung befinden.

Um Wohnungskündigungen infolge nicht gezahlter Betriebsko-
sten zu vermeiden, soll der OB zudem das Gespräch mit den Woh-
nungsunternehmen suchen. Auch wenn die Landeshauptstadt auf pri-
vate Mietverhältnisse keinen unmittelbaren Einfluss ausüben kann, 
sollten angesichts der gegenwärtigen Situation alle Möglichkeiten ge-
nutzt werden, um die Menschen zu unterstützen.  Die Redaktion

Nur ein Beispiel: Im 
September zahlte ein 
Musterhaushalt in 
Dresden (4  Personen) 
(20.000 Kilowattstun-

den) durchschnittlich 4371 Euro im 
Jahr für Gas – ein Plus von 232 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr.  

Nicht viel besser sieht es beim 
Strom aus. Der durchschnittliche 

Strompreis stieg im September deutlich im Vergleich zum Vormo-
nat an. Ein Musterhaushalt (5000 Kilowattstunden) zahlte im Schnitt 
2194 Euro jährlich für Strom. Das entspricht einem durchschnittli-
chen Preis von 43,9 Cent pro Kilowattstunde. Im Vorjahresmonat wa-
ren es 1532 Euro – ein Plus von rund 43 Prozent. 

DIE LINKE in Dresden hat sich stets für eine am Gemeinwohl ori-
entierte kommunale Daseinsvorsorge eingesetzt und achtet darauf, 
dass die konkrete Geschäftspolitik nicht in erster Linie der Profit-
maximierung dient. So auch bei der SachsenEnergie! Die Redaktion

Preisfrage: Werden Bus und Bahn nächstes 
Jahr teurer oder billiger? »Blöde Frage – es 
wird immer alles teurer, heutzutage erst 
recht« – das sagen die einen. »Es kommt 
ganz darauf an« – sagen die anderen. 

Fast zur gleichen Zeit fielen zwei Ent-
scheidungen, die widersprüchlicher kaum 
sein könnten. Der Oberbürgermeister von 
Dresden und die Landräte der umliegen-
den Kreise brachten die bisher steilste 
Preiserhöhung in der Geschichte des Ver-
kehrsverbundes Ober elbe auf den Weg. 
Um circa 14 Prozent sollen viele Tickets – 
Einzelfahrscheine, Tageskarten, aber auch 
Abo-Monatskarten – am 1. April 2023 teu-
rer werden.

Die 16 Ministerpräsident:innen und 
der Bundeskanzler gaben in der gleichen 
Woche den Weg frei für das sogenannte 
Deutschlandticket. Für 49 Euro im Monat 
bei bundesweiter Gültigkeit im Nahver-
kehr soll es einen Beitrag zur ökologischen 
Verkehrswende leisten.

Wer in Dresden tagtäglich mit seiner 
Abo-Monatskarte Preisstufe A 1 zur Arbeit 
fährt, kann über die geplanten Preiserhö-
hungen im VVO nur müde lächeln: wel-
che Preiserhöhung? Das 49-Euro-Ticket ist 
um 5,90 Euro günstiger als die derzeitige 
Abo-Monatskarte, die Steigerung um weite-
re 7,50 Euro kann der betreffenden Person 
vollkommen Wurst sein. Wer bisher eine 
Verbundraummonatskarte für 159,90 Euro 

(künftig 181,60 Euro) nutzte, kann über die 
Tariferhöhung nicht nur lächeln, sondern 
schallend lachen.

Kniffliger wird es schon für jemanden, 
der gern seinen vierbeinigen Gefährten 
oder sein Zweirad mitführt. In der Abo-Mo-
natskarte ist die Mitnahme enthalten, im 
Deutschlandticket leider nicht. Braucht 
Bello jetzt ein eigenes Deutschlandticket? 
Hat er überhaupt Anspruch?

Aber es gibt noch weitere Personen-
gruppen, für die Straßenbahnfahren teu-
rer werden wird. Rentnerpaare, die eine 
übertragbare Monatskarte gemeinsam – 
oder genauer – abwechselnd nutzen. Die 
Übertragbarkeit ist beim Deutschland-
ticket nicht mehr vorgesehen. Auch die 
Nutzer:innen des Dresdner Sozialtickets 
machen sich Sorgen: Wird der 50-Pro-
zent-Rabatt auch für das neue Ticket gel-
ten oder nicht?

Viele dieser Fragen sind noch ungeklärt. 
Wenn die Zweckverbandsversammlung 
des VVO im Dresdner Rathaus zusammen-
kommt, geht es mehr als je in der Vergan-
genheit um die Frage: Wie gerecht geht es 
eigentlich zu? Jens Matthis

MILLIONEN FÜR HÄRTEFÄLLE  

Herr Hilbert,  
handeln Sie!

VERBRAUCHERPREISE 

SachsenEnergie wird teurer

Viele Fragen sind 
noch ungeklärt

Damit es die Katze Molly auch weiterhin mollig hat 
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Eigentlich wollten wir ja hauptsäch­
lich über den Stand der Haushalts­
beratungen und die Ergebnisse der 
Haushaltsklausur der Stadtrats­
fraktion sprechen, aber leider hat es 
hinsichtlich der Bürgermeisterwah­
len auf der gerade gelaufenen Stadt­
ratssitzung, verursacht durch das 
Pokerspiel des OB, erneut eine Ver­
schiebung gegeben. Ich vermute, Du 
kannst die Vielzahl der Wendungen, 
der Irrungen und Wirrungen, schon 
kaum noch nachvollziehen?

Wenn man die vergangenen Wahl­
versuche nüchtern betrachtet, wird 
das Problem deutlich. Zu Beginn der je­
weiligen Stadtratssitzung nimmt Ober­
bürgermeister Hilbert (FDP) nach eige­
nem Belieben einzelne Wahlen von der 
Tagesordnung oder verändert deren 
Reihenfolge oder verweigert das Ein­
vernehmen zu einer von ihm selbst vor­
geschlagenen Veränderung der Anzahl 
der Beigeordneten. Diese zielgerichtet 
und kurzfristig herbeigeführten verän­
derten Rahmenbedingungen, mit denen 
der Stadtrat in der Sitzung konfrontiert 
wird, haben dann mehrere Unterbre­
chungen mit eiligen Besprechungen 
zur Folge. Da in einer derartigen, kurz­
fristig veränderten Situation tragfähi­
ge Lösungen nicht zustande kommen, 
werden die Wahlen in der Konsequenz 
abgesetzt. Anderenfalls bestünde die re­
ale Gefahr, dass zentrale Wahlentschei­
dungen im Wege eines Lotteriespiels ge­
troffen werden. Mein Fazit lautet: Wenn 
man zu erfolgreichen Wahlen für die 
Beigeordneten gelangen will, müssen 
die Rahmenbedingungen rechtzeitig 
vor der entscheidenden Stadtratssit­
zung verbindlich geklärt sein.

Nun zu unserem eigentlichen 
Thema, dass leider zu Unrecht 
etwas in den Hintergrund 
gerückt ist. Die Beratungen zum 
Haushaltsentwurf sind im vollen 
Gange. In dieser Ausgabe der 
Zeitung ist an vielen Stellen, die 
Rede davon und die Fraktion hat 
dazu auch eine Klausurtagung 
in Chemnitz durchgeführt. Auf 
welche Schwerpunkte konnte 
sich die Stadtratsfraktion denn 
verständigen? Du sprachst von den 
Brot- und Butterthemen, auf die wir 
uns konzentrieren sollten. Könntest 
du das noch etwas konkretisieren?

Priorität genießt für uns der Erhalt 
der sozialen und kulturellen Infrastruk­
tur der Stadt Dresden. Gerade in Krisen­
zeiten benötigen die Menschen Stabilität 
und Verlässlichkeit. Die sozialen Ein­
richtungen der Stadt müssen arbeitsfä­
hig bleiben und die Kulturstadt Dresden 
ihren Stellenwert behalten. Und Kultur 
meint hier nicht nur die Hochkultur. Des­
halb ist für uns die weitere Entwicklung 
der Nachbarschaftszentren ein wich­
tiges Ziel. In der Vergangenheit haben 
wir das Sozialticket für Bus und Bahn 
erstritten. Nun wird es durch Oberbür­
germeister Hilbert mit einer deutlichen 
Unterfinanzierung infrage gestellt. Hier 
wird sich DIE LINKE für Verbesserun­
gen einsetzen. Mein Verständnis hört 
gänzlich auf, wenn wichtige Projekte 

Werden nicht noch erhebliche Nach ­
besserungen am Haushalt vorgenommen, 
dann drohen gravierende Einschnitte 
in wichtigen Bereichen. Rekordhaus­
halt hin oder her. An vielen Stellen sind 
die inflationsbedingten Kostensteige­
rungen und höhere Tarifabschlüsse 
noch gar nicht berücksichtigt worden. 
Das Resultat: Projekte müssten ge­
stoppt oder sogar ganz gestrichen wer­
den. Das neoliberale Mantra, dass die 
Schuldenbremse im Interesse unserer 
Kinder sei, ist doch dahingehend zu 
hinterfragen, dass die eigentliche Hy­
pothek fehlende Investitionen in der 
Gegenwart sind.

Gerade das Thema Wohnen hat für 
DIE LINKE. schon länger einen zent­
ralen Stellenwert bei der Sicherung 
der kommunalen Daseinsvorsorge. 
Nun hat die Bundesebene gerade 
den Wohngeldbezug neu geregelt. 
Was kommt nach deiner Meinung 
hier auf die Verwaltung zu?

Es war gut, dass die Fraktion DIE LIN­
KE schon vor einiger Zeit die Stadtver­
waltung beauftragt hat, die Beantragung 
der Sozialleistungen zu digitalisieren. 
Hinsichtlich der Beantragung von Wohn­
geld kommt dies zum Jahreswechsel ge­
rade rechtzeitig. Da nun aber mehr Men­
schen wohngeldberechtigt sind, müssen 
auch mehr Anträge bearbeitet werden. 
Es droht ein regelrechter Antragsstau. 
Deshalb müsste dringend neues Perso­
nal in der Wohngeldstelle eingesetzt wer­
den, damit die betroffenen Menschen 
nicht monatelang warten müssen, bis sie 
ihre sozialen Leistungen erhalten. Aber 
die Prioritäten des Oberbürgermeisters 
liegen wie so oft woanders. 

 Das Interview führte Dirk Wagner 

INTERVIEW 3

»Priorität 
genießt für uns 
der Erhalt der 
sozialen und 
kulturellen 
Infrastruktur der 
Stadt Dresden«
André Schollbach

»Verlässlichkeit und 
Stabilität in der Krise«
In den Verhandlungen über den Haushalt der Stadt Dresden will sich DIE LINKE für den 
Erhalt der sozialen und kulturellen Infrastruktur einsetzen. Ein Interview mit dem LINKEN-
Fraktionsvorsitzenden im Dresdner Stadtrat André Schollbach

heimlich, still und leise finanziell ausge­
trocknet werden sollen. Betroffen wären 
zum Beispiel das Projekt Müttergesund­
heit oder auch die Straßensozialarbeit. 
Ich frage mich schon, warum der Stadt­
rat erst kürzlich den Fachplan Altenhil­
fe beschlossen hat, das darin enthaltene 
Ziel der Ausweitung der Seniorenbegeg­
nungs­ und ­beratungsstätten im Haus­
haltsentwurf aber nicht abgebildet wird. 
Hier treten wir für die Bereitstellung 
der erforderlichen Gelder ein.

Ist die Situation tatsächlich so 
dramatisch? Das heißt drohen 
Kürzungen beim Personal, müssen 
Einrichtungen ihre Öffnungszeiten 
einschränken bzw. sogar ganz 
schließen?
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Ein pünktlich beschlossener Haushalt 
ist ein gutes Zeichen, denn der oft ge-
schmähte Stadtrat zeigt damit seine Ar-
beitsfähigkeit. Unsere Fraktion hat sich 
auf grundsätzliche Ziele in der Haus-
haltsverhandlung verständigt. Zu die-
sen gehört wie schon bei den vergange-
nen Doppelhaushalten die Sicherung 
der notwendigen Etats in den Förderbe-
reichen Soziales, Jugendhilfe und Sport. 
Für den Bereich der Jugendhilfe möch-
te ich einmal darstellen, worum es hier 
geht.

Mehrbedarfe ermittelt
Im März 2022, also vor den Festle-
gungen der Budgetzahlen durch den 
Oberbürgermeister, hat der Jugend-
hilfeausschuss beschlossen, mit wel-
chen Positionen die Verwaltung des 
Jugendamtes in die verwaltungsinter-
ne Diskussion geht. Hierzu gab es ei-
ne fachliche und auf vorhergehenden 
Beschlüssen zu Ausstattungszahlen 
und zu fachlichen Weiterentwicklun-
gen beruhende Diskussion, die den 
Finanzbedarf Stand März inklusive 
zum damaligen Zeitpunkt prognosti-
zierter Kostensteigerungen beinhalte-
te. Der entsprechende Beschluss trägt 
die Nummer A0320/22 und kann unter 
www.ratsinfo.dresden.de nachgelesen 
werden. Er beschreibt den Mehrbedarf 

Erhebliche Nach- 
besserungen nötig
Am 15. Dezember 2022 wird der Dresdner Stadtrat den Haushalts­
plan für die beiden folgenden Jahre verabschieden. Bis Redaktions­
schluss lagen die Beratungen der Fraktionen noch im Zeitplan

geben dieses ebenfalls als Bedingung an. Wenn wir 
das nur für die institutionell geförderten Kulturein-
richtungen – das sind freie Kulturschaffende, wel-
che zum Teil von der Stadt gefördert werden – um-
setzen wollen, werden 1,73 Millionen Euro mehr 
benötigt und für die Kultureinrichtungen der Stadt 
(Theater und Museen) sind dies 1,5 Millionen mehr.

Insgesamt benötigt der Kulturhaushalt 14 Mil-
lionen Euro mehr. Wir werden uns als Linke in 
den Haushaltsverhandlungen besonders dafür 
einsetzen, die prekären Lebensbedingungen von 
Kunstschaffenden zu verbessern, den kostenfreien 
Zugang zu Museen und kulturellen Bildungsange-
boten für Kinder und Jugendliche (zwar beschlos-
sen, aber nicht umgesetzt) sicherzustellen sowie 
für die Erhaltung der Angebote der Bibliotheken.

 Anja Apel

KULTURHAUSHALT

14 Millionen Mehrbedarf

schluss genannte, weil der Ansatz der 
Budgetzahlen die Beschlüsse des Stadt-
rates zum Haushalt seit vielen Jahren 
einfach ignoriert. Den Geschäftsberei-
chen werden uralte Zahlen aus den Vor-
jahren vor die Nase gesetzt. Zwar könn-
ten diese dann noch verändert werden, 
aber woher soll das Jugendamt oder 
auch das zum Geschäftsbereich gehö-
rende Schulamt mehrere Millionen Eu-
ro nehmen, um den Bedarf in der För-
derung freier Träger der Jugendhilfe zu 
decken?

Kostensteigerungen  
nicht eingepreist
In der abschließenden Festlegung des 
Oberbürgermeisters ist dann ein we-
nig Geld zur Verfügung gestellt worden. 
Jeweils 1.900.000 Euro pro Jahr. Das 
würde gerade so reichen, um die Kür-
zungen zum Iststand des Haushaltsan-
satzes 2021/2022 aufzufüllen. Weder 
eine Deckung der Kostensteigerungen, 
geschweige denn eine fachliche Weiter-
entwicklung wäre möglich. Dazu kom-
men nun noch die Belastungen durch 
die Inflation, die neben den Sachkosten-
steigerungen natürlich auch deutlich 
steigende Tarifabschlüsse zur Folge ha-
ben werden.

Schließungen drohen

Ohne der Jugendhilfeausschusssitzung 
vorzugreifen, auf der die Bedarfe prä-
zisiert werden, wird der Mehrbedarf 
zum Haushaltsansatz nicht unter 9 Mil-
lionen Euro für zwei Jahre liegen. Zum 
Vergleich: Eine Jugendeinrichtung mit 
zwei Vollzeitstellen erhält gegenwärtig 
eine Förderung von unter 200.000 Euro 
pro Jahr. Es müssten also mindestens 
25 solcher Einrichtungen geschlossen 
werden, wenn es uns nicht gelingt, den 
Haushaltsansatz für die Jugendhilfeför-
derung zu erhöhen. Abschließend sei 
nur erwähnt, dass die Situation im So-
zial- und Kulturbereich nicht besser ist.

 Tilo Kießling

Die Kinder sollen weiter spielend lernen können! Im Haushalt bestehende Angebote 
absichern und die fachliche Weiterentwicklung ermöglichen

Ansicht der Robotronkantine: genutzt von der Ostrale und 
dem Kunsthaus Dresden

Im vorgesehenen Haushaltsplan findet keine 
Erhöhung des Budgets für die kulturellen Ein-
richtungen statt, trotz enormer Aufwandstei-
gerungen. Es wird sogar gegenüber den letz-
ten beiden Haushaltsjahren gekürzt. Diese 

Kürzungen können die Einrichtungen nur mit An-
gebotskürzungen kompensieren, was bedeutet: we-
niger Stücke, weniger Vorstellungen, eingeschränk-
te Öffnungszeiten (Bibliotheken und Museen) sowie 
die Erhöhung der Preise.

Freie Kulturschaffende leben oft am Existenzmi-
nimum, gerade deswegen steht im verabschiedeten 
Kulturentwicklungsplan der Stadt Dresden, dass 
die Fördersummen für Kultur an die Zahlung von 
Mindestlöhnen – das heißt 20 Prozent mehr – und 
Mindestgagen – das heißt 40 Prozent mehr – gebun-
den sind. Die Förderzusagen vom Land und Bund 

im Vergleich zum Stand der Förderung 
für den noch laufenden Haushalt.

Beschlüsse des Stadtrates  
werden ignoriert
Zu den vorläufigen Budgetzahlen er-
gab sich hier ein Mehrbedarf von 
4.186.500  Euro im Jahr 2023 und von 
5.784.700 Euro im Jahr 2024. Diese Zahl 
ist deutlich höher als die im JHA-Be-

Den Geschäfts-
bereichen  
werden Zahlen 
aus den Vor- 
jahren vor die 
Nase gesetzt



Politischer Streik
Bundestagsfraktion stellt  
Antrag » Seite 3

Energiepreiskrise 
Sören Pellmann in Dresden  
» Seite 5

Frauenprotest
Irans Aufbruch ist weiblich  
» Seite 8

Sozialistische Schrift für Dresden  Nov/Dez 2022

Ausgabe06

Dies ist nun die letzte Ausgabe un-
serer Mitgliederzeitung für das 
Jahr 2022. Welch ein trauriges 
Jahr. Seit Ende Februar tobt ein 
Krieg in der Ukraine, der nicht 

nur zu zehntausenden Toten und Millionen 
Flüchtlingen geführt hat, sondern dessen 
Schockwellen weltweit viele Menschen in 
existenzielle Nöte gestürzt hat. Und wie immer 
in Kriegen gibt es Gewinner dabei. Nicht nur 
Rüstungsfirmen, sondern auch Rohstoffhänd-
ler und Spekulanten machen ihren Reibach am 
Morden. Ein Bericht zu unseren Dresdner Ak-
tivitäten in Sachen Energiekrise findet sich in 
dieser Ausgabe. Cornelia Ernst wiederum ver-
folgt als EU-Parlamentarierin das Geschehen 
im Iran, wo sich eine mächtige Protestbewe-
gung gegen den schiitischen Klerus entwickelt 
hat und berichtet darüber. Protest gab es auch 
in der Dresdner Kommunalpolitik – über ei-
ne Aktion der Linksjugend im Rathaus berich-
ten wir auf Seite 7. Und zuletzt: Euch allen ein 
Frohes Fest und einen Guten Rutsch in ein hof-
fentlich besseres Jahr! Uwe Schaarschmidt

EDITORIAL

Schockwellen

»Keine  
Abschiebungen  
aus EU-Staaten  
in den Iran!« 
Dr. Cornelia Ernst

 Dresdner LINKE diskutiert auf Basiskonferenz  
 Verkehrskonzept für die Zukunft. » Seite 5 

 Klimawandel  
 und Mobilität 

Die Ampel hat groß angekündigt, 
dass Hartz IV überwunden wird, da-
von kann keine Rede mehr sein. Die 
Reform fällt aus. Außer einer drin-
gend überfälligen und viel zu nied-
rigen Erhöhung des Regelsatzes um 
53 Euro bleibt im Wesentlichen al-
les beim Alten. Schon der Gesetzent-
wurf der Ampel war mehr als dürf-
tig. Die Sanktionen sollten teilweise 
verschoben werden und die Regel-
satzerhöhung ist viel zu niedrig. Für 
die Menschen, die bereits im Hartz-
IV-Bezug sind, deren Schonvermö-
gen längst aufgelöst ist und die 
schon umziehen mussten, hätte sich 
ohnehin nichts geändert. 

Die mickrigen Verbesserungen 
bei Schonvermögen, Sanktionen 

und Zwangsumzügen haben den 
Vermittlungsausschuss nicht über-
lebt. Verantwortlich dafür ist nicht 
nur die Union, flankiert wurde sie 
öffentlich von der FDP. Ein Wettbe-
werb der Schäbigkeit auf Kosten 
der Betroffenen und ein unwürdi-
ges Schmierentheater, bei dem die 
Union versuchte, Niedriglöhner ge-
gen Sozialleistungsbezieher auszu-
spielen. Als ob Menschen, die we-
nig verdienen, irgendwas davon 
hätten, wenn die Alleinerziehende 
sanktioniert wird, weil sie einen 
Termin verpasst hat, oder zwangs-
umziehen muss. 

Wer das Leben der Beschäftigten 
im Niedriglohnbereich verbessern 
will, muss sich für wirksame Tarif-

treuegesetze einsetzen, die sach-
grundlose Befristung abschaffen 
und den gesetzlichen Mindestlohn 
erhöhen. Dies sind alles Maßnah-
men, die die Union über Jahre hin 
weg abgelehnt hat. Die Diskussion 
um die Sanktionen, die den Miss-
brauch verhindern sollen, ist ent-
koppelt von jeglicher Realität. Jede 
dritte Sanktion betrifft Haushalte 
mit Minderjährigen. Eine Sankti-
on stellt das vorhandene Haushalts-
budget komplett auf den Kopf. Das 
bedeutet fehlende warme Mahlzei-
ten und ständige Sorgen. Dass nicht 
mal Sanktionen für Haushalte, in 
denen Kinder leben, abgeschafft 
werden, ist ein Armutszeugnis.

 Janine Wissler

Von wegen Bürgergeld
Der Vermittlungsausschuss einigt sich auf 
Reförmchen von Hartz IV
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Alleinerziehende 
nicht allein lassen! 
Runder Tisch legt Zehn-Punkte-Maßnahmenplan vor

Beim Runden Tisch zur Förderung für Alleinerziehende in den Räumen der Landtagsfraktion der LINKEN

Schwarzfahrer riskieren Gefängnis, Schwarz­
parker nicht. Wieso eigentlich? Von Er­
satzfreiheitsstrafen sind besonders häufig 
Menschen betroffen, die ohne Ticket im öf­
fentlichen Verkehr fahren. Nach § 265a des 

Strafgesetzbuchs wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wer sich die Beför­
derung durch ein Verkehrsmittel erschleicht. Zum 
Vergleich: Wer beispielsweise ohne Parkschein parkt, 
muss ein Bußgeld bezahlen, begeht aber keine Straf­
tat. Alles andere wäre auch vollkommen unverhältnis­
mäßig. Das ist beim Fahren ohne Fahrschein aber auch 
so; deshalb wollen wir diese Ungleichbehandlung ab­
schaffen. 2020 gab es über 43 000 Verurteilungen we­
gen Fahrens ohne Fahrschein. Meistens geht es dabei 
um Geldstrafen. Trotzdem müssen Schätzungen zufol­
ge jedes Jahr mehrere Tausend Menschen in den Knast, 
weil sie ohne Ticket gefahren sind. Und wen betrifft 
das? Nicht diejenigen, die einfach vergessen haben, 
sich ein Ticket zu kaufen, sondern arme und prekär 
lebende Menschen, Obdachlose und Suchtkranke, die 
sich kein Ticket leisten können und erst recht keine 
Geldstrafe bezahlen können.

Entlastung der Steuerzahler:innen

Bei der Verfolgung von angeblichen oder vermeint­
lichen Schwarzfahrerinnen und Schwarzfahrern 
kommt es regelmäßig zu Gewaltexzessen. So wurde 
im März 2021 ein Mann von einem Polizeihund der 
Bundespolizei gejagt, von Beamten überwältigt, ge­
fesselt und zur Polizeiwache gebracht. Und was hat­
te dieser Mann getan? Er ist ohne Ticket im Regional­
express gefahren. Dieser Umgang mit Menschen, nur 
weil sie sich kein Ticket leisten können, ist absolut un­
verhältnismäßig. Deshalb werden wir zur Streichung 
des § 265a einen Gesetzentwurf einbringen. Die Initi­
ative »Freiheitsfonds« hat hier im Übrigen schon Groß­
artiges geleistet. Die Initiative befreit über Spenden­
gelder nämlich deutschlandweit Menschen aus dem 
Gefängnis, die wegen Fahrens ohne Fahrschein hin­
ter Gittern sind. Sie haben bisher 305 Personen freige­

kauft, 24 051 Hafttage aufgelöst und dem Staat damit 
3,6 Millionen Euro erspart, die die Inhaftierung der 
Menschen noch gekostet hätte. Ersatzfreiheitsstrafen 
sind nämlich nicht nur ungerecht, nein, sie sind auch 
noch teuer für die Steuerzahler/­innen. Wenn wir den 
§ 265a streichen, dann sorgen wir nicht nur für eine 
enorme Entlastung bei den Gerichten, sondern auch 
in den Justizanstalten. Außerdem würde man einen 
Paragrafen, den die Nazis 1935 aus sozialdarwinisti­
schen Gründen eingeführt haben, aus dem StGB ent­
fernen. Dafür ist es wirklich höchste Zeit.

 Clara Bünger, MdB

Etwa 135.000 Alleinerziehende leben in Sachsen –  
in 90 Prozent der Fälle Frauen –, das sind mehr 
als ein Viertel der sächsischen Familien und da­
mit deutlich mehr als im Bundesschnitt. Obwohl 
81 Prozent erwerbstätig sind, lebt ein Großteil von 
ihnen in Armut. Sie haben durch mangelnde Fle­
xibilität auf dem Arbeitsmarkt und in der Kinder­
betreuung kaum eine Chance, etwas an ihrer Si­
tuation zu ändern. DIE LINKE legte darum letztes 
Jahr einen Antrag im Landtag vor, in dem ein Run­
der Tisch gefordert wurde und gemeinsam mit den 
Betroffenen Maßnahmen für einen Landesakti­
onsplan formuliert werden sollte. Als dieser abge­
lehnt wurde, nahmen wir zusammen mit dem Lan­
desfrauenrat, dem Landesfamilienverband SHIA 
sowie dem Frauenförderwerk Dresden das Heft 
selbst in die Hand! Seit März fanden im Laufe des 
Jahres vier sehr produktive Treffen des Runden Ti­
sches in den Räumen der Linksfraktion im Land­
tag und eine Online­Abendveranstaltung statt, zu 
denen Expert:innen geladen und intensiv mit den 
Teilnehmer:innen diskutiert wurde. Hier mischte 
sich fachliche Expertise mit oft bedrückenden Er­
fahrungserzählungen der Betroffenen.

Freistaat sollte vorangehen

Im Bereich der Kinderbetreuung braucht es bei­
spielsweise dringend ein größeres und flexibleres 
Angebot. Die Beteiligten diskutierten verschiede­
ne Modelle von Betreuungsgutscheinen über Hol­ 
und Bringdienste bis hin zu Pool­Lösungen von 
Betreuungspersonen, um so auch Randzeiten ab­
zudecken zu können. Gezielte medizinische oder 
psycho­soziale Präventionsangebote können da­

rüber hinaus entlasten und besonders die Müt­
tergesundheit verbessern. Maßnahmen zur Exis­
tenzsicherung müssen häufig auf Bundesebene 
erarbeitet werden. Doch auch auf Landesebene 
gibt es Wege: Der Freistaat kann als Arbeitgeber 
mit gutem Vorbild voran gehen und die Verein­
barkeit von Beruf und Familienleben im öffentli­

chen Dienst mit flexibleren Arbeitszeitmodellen, 
Home­Office­Lösungen oder Jobsharing­ und Teil­
zeit­Möglichkeiten fördern. Das gilt auch im Bil­
dungsbereich: Eine Ausbildung oder ein Studium 
im Teilzeitmodell könnte vielen Betroffenen einen 
Ausweg aus prekären Beschäftigungsverhältnis­
sen bieten. In anderen Berufen, vor allem im frau­
endominierten Sozial­, Erziehungs­ und Pflegebe­
reich, können flächendeckende Tarifverträge auf 
aktuellem gleichstellungspolitischen Stand gegen 
die Unterbezahlung wirken. Ein solches Maßnah­
menpaket liegt nun gebündelt in Form eines Zehn­
Punkte­Plans vor, der der Staatsregierung dem­
nächst vorgelegt wird. Sarah Buddeberg, MdL

UNGLEICHBEHANDLUNG

Knast für 
Banales

Schwarzfahren ist ein typisches Armutsdelikt. 
Gefängnisstrafen dafür sind typische Klassenjustiz

Gezielte Präventions- 
angebote können 
entlasten und 
besonders die 
Müttergesundheit 
verbessern
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Verkrustungen 
aufbrechen
DIE LINKE im Deutschen Bundestag beantragt das Recht 
auf politischen Streik

Der Antragstext (Drucksache 20/4295):

Für das Recht auf  
politischen Streik
Der Bundestag wolle beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag  
stellt fest:
Die Bundesrepublik Deutschland sieht 
sich gesellschaftspolitischen Herausfor-
derungen gegenüber: einem Krieg in Eu-
ropa, der Klimakrise, explodierenden 
Lebensmittel- und Energiepreisen so-
wie einer zunehmend ungleichen Ver-
mögensverteilung und der Frage, wer 
die Mehrbelastungen zu tragen hat. Die 
Frage nach der Zulässigkeit von politi-
schen Streiks in Deutschland gewinnt 
damit wieder an Gewicht. Politische 
Streiks würden abhängig Beschäftigten 
ermöglichen, ihre gemeinsame materi-
elle Interessenslage wirkmächtig zum 
Ausdruck zu bringen, auf diese Weise 
das Staatshandeln zu beeinflussen und 
ein wachsendes soziales Ungleichge-
wicht zu verhindern.

Der politische Streik ist ein Element 
kollektiver Selbstbestimmung im Rah-
men des repräsentativ legitimierten 
Staatshandelns. Die abhängig Beschäf-
tigten auf diese Weise als Gegenge-
wicht zu den vielfältigen direkten und 
indirekten Einflussmöglichkeiten der 

Arbeit geberseite – etwa durch Lobby-
arbeit, Medienkampagnen oder die Fi-
nanzierung wissenschaftlicher Untersu-
chungen – zu stärken, ist gerechtfertigt, 
denn »ein vergleichbares Druckpoten-
zial steht der Arbeitnehmerseite nicht 
zur Verfügung. (...) Will man ein wirkli-
ches Gegengewicht schaffen, bleibt nur 
der Rückgriff auf den politischen Streik. 
Das Prinzip der Volkssouveränität und 
die Unabhängigkeit der Abgeordneten 
werden größer, wenn es ein Parallelo-
gramm der Kräfte gibt, wenn der Druck 
nicht nur von einer Seite ausgeübt wer-
den kann.« (Däubler in: Däubler, Arbeits-
kampfrecht, §13 Rn. 64).

Darüber hinaus wären politische 
Streiks ein weiteres Moment gesell-
schaftlicher Partizipation und damit 
eine direkte Maßnahme gegen die zu-
nehmende Politikverdrossenheit. Im 

Streikkarte des Bergarbeiterstreiks im Ruhrgebiet 1905. In der Bundesrepublik Deutschland ist ein politischer Streik nicht 
vom Streikrecht gedeckt

Historische 
Einordnung 

Der 17. Juni 1953 hat in der 
historischen Betrachtung recht 
unterschiedliche politische 
Aufladungen erfahren. So galt 
er der SED-Führung in ihrer 
ideologischen Verengung als 
faschistischer Putschversuch, 
der sowjetischen Führung 
als Bedrohung ihrer Autorität 
als Besatzungsmacht 
und der westdeutschen 
– wie auch heutigen – 
offiziellen, gesamt deutschen 
Geschichtsschreibung 
wiederum als Volksaufstand für 
Freiheit und Demokratie. 
Wie auch immer, eines steht 
fest: Die »Fünf Tage im Juni« 
(Stefan Heym) waren der 
bislang letzte politische  
Streik auf deutschem 
Boden. Ändern will das nun 
die Fraktion DIE LINKE im 
deutschen Bundestag, die 
am 7. No vember 2022 einen 
Antrag »Für das Recht auf 
politischen Streik« in den 
Geschäftsgang des Deutschen 
Bundestages gebracht hat. 
Dabei bezieht sich die Fraktion 
auch auf die Veröffentlichung 
des Arbeitsrechtlers Wolfgang 
Däubler. (Arbeitskampfrecht –  
Handbuch für die Rechts-
praxis). 
Auch wenn aktuell natürlich 
nicht mit einer Mehrheit für 
den Antrag zu rechnen ist, 
sollte er nicht unterbewertet 
werden, da mit ihm der 
Möglichkeit eines politischen 

Streiks immerhin wieder im 
politischen Sprachgebrauch 
Platz eingeräumt wird. Dies ist 
auf Grund der unübersehbaren 
Verkrustungen im parlamen-
tarischen Betrieb längst 
überfällig. Uwe Schaarschmidt

Gedenktafel in Berlin-Köpenick

Keine rein Berliner Geschichte. 
Die Wucht der Ereignisse im 
gesamten Gebiet der DDR – hier 
in Leipzig – wird oft unterschätzt

Übrigen ist von den 27 Staaten der Eu-
ropäischen Union der politische Streik 
nur in Dänemark und Deutschland 
illegalisiert bzw. rechtlich tabuisiert 
(vgl. Wissenschaftlicher Dienst des 
Deutschen Bundestages von 2006; WF 
VI G – 3000-103/06). Ein Verbot ist in-
des nirgendwo festgeschrieben und 
wäre auch nicht mit den völkerrecht-
lichen Verpflichtungen Deutschlands 
vereinbar. Der ILO-Sachverständigen-
ausschuss und der ILO-Ausschuss für 
Vereinigungsfreiheit gehen mit Blick 
auf Art. 3 des ILO-Übereinkommens Nr. 
87 explizit von der Zulässigkeit politi-
scher Streiks aus, sofern sie auf die Ver-
folgung beruflicher, sozialer und wirt-
schaftlicher Interessen gerichtet sind 
(vgl. Däubler ebd., Rn. 68).

Es ist Zeit, die Zulässigkeit von 
Streiks zur Durchsetzung politischer 
Ziele in Deutschland rechtlich klar-
zustellen. Gleichzeitig gilt es, sich das 
Streik recht durch Praxis anzueignen.

II. Der Deutsche Bundestag 
fordert die Bundesregierung 
auf, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der politischen 
Streik ausdrücklich zulässt.

Berlin, den 18. Oktober 2022,
Amira Mohamed Ali,  

Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion



mittendrin · Sozialistische Schrift für DresdenBILDUNG4

Wenn eins plus 
zwei nicht drei ist
Vom Umgang mit lernschwachen Kindern

Nicht allen Kindern fällt das Lernen leicht

I m Juli 2022 startete die KulturLeben Dresden 
UG in Zusammenarbeit mit der Kinder- und Ju-
gendbeauftragten ein Pilotprojekt der Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen in kom-
munalen Planungen und Vorhaben in der Stadt 

Dresden. Hast Du Lust, regelmäßig in einem offenen, 
zielorientierten, dynamischen Team in Dresden zu ar-
beiten und mit Kindern und Jugendlichen bei kommu-
nalen Angelegenheiten mitzuwirken?

Bist Du das?
• Ich studiere/habe einen Abschluss in Lehramt, 

Soziale Arbeit, Erziehungs-, Politikwissenschaft 
oder ähnlichen. 

• Ich bin motiviert in einem Projekt mit Kindern 
und Jugendlichen zu arbeiten.

• Ich habe ein offenes Ohr und kann die Wünsche 
und Interessen von Kindern und Jugendlichen 
vertreten.

• Ich bin respektvoll, zutrauend, fragend, 
unterstützend und verlässlich. 

• Ich kann mich für die Vermittlung demokratischer 
Werte, die Schaffung demokratischer Strukturen 
und Partizipationsprozesse einsetzen und dabei 
mit einem stärkeorientierten und humanistischen 
Menschenbild auftreten.

• Ich kann Interviews durchführen und Daten 
aufarbeiten.

Zielgruppe
Bei unserem Projekt geht es um die Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen an kommunale Planungen 
und Vorhaben (§47a Sächsische Gemeindeordnung). 
Das Projekt ist grundsätzlich für alle Schularten aus-
gelegt und ist von der Kinder- und Jugendbeauftragten 
den Landeshauptstadt Dresden gefördert.

Wir bieten Dir: 
• den Einsatz in einer konkreten Schule und eine 

umfassende, fachliche Unterstützung durch unser 
Team.

• ein angemessenes Honorar und die Übernahme 
aller anfallenden Fahrtkosten.

• die Möglichkeit, deine bereits gesammelten 
Erfahrungen und deine Interessen bei uns 
einzubringen und dich persönlich und beruflich 
weiterzuentwickeln.

• das Sammeln von Erfahrungen und einem Beitrag 
in der Umsetzung der politischen Bildung und in 
der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen.

 Dr. Lois Wendrock

Noch gibt es keine offizielle Antwort, wie viele 
Kinder in Dresden mit Lernschwächen zu kämp-
fen haben. Dass Lese-Rechtschreibschwäche (Le-
gasthenie) oder Rechenschwäche (Dyskalkulie) 
den Schulalltag erschweren, ist offensichtlich und 
übt viel Einfluss auf das Selbstwertgefühl und die 
Integration in den Klassenverband aus. Das er-
fuhr ich in meiner Tätigkeit als Nachhilfelehrerin 
für Mathematik. Dabei können die oben genann-
ten diagnostizierten Teilleistungsstörungen ge-
mäß WHO und unter

Bezugnahme auf das Grundgesetz (Art. 3 Abs. 3 
S. 2 GG) als Behinderung definiert werden. Daraus 
ergibt sich das unanfechtbare Recht auf Nachteil-
sausgleich. Dieser ist erforderlich, um die gesell-
schaftliche Teilhabe von Menschen mit Legasthe-
nie und Dyskalkulie zu ermöglichen. Warum ist 
das so wichtig?

Alltägliche Benachteiligung

Kinder mit einer Lese-Rechtschreibschwäche bzw. 
Rechenschwäche sind im Schulalltag enorm be-
nachteiligt. Um sich auf Klassenarbeiten vorzube-
reiten, wenden die Kinder viel mehr Zeit mit lernen 
und üben auf als andere, was sich jedoch nicht in 
den Zensuren widerspiegelt. Um Chancengleich-
heit bei der Leistungserbringung zu gewährleis-
ten, benötigen lernschwache Kinder einen Nach-
teilsausgleich. Dieser ist keine Besserstellung oder 
Bevorzugung, sondern ein Ausgleich von Benach-
teiligungen, die Form der abzulegenden Prüfung 
betreffend, nicht deren Inhalte. Für die Therapie 
von Lernschwächen können die Eltern die Kosten-
übernahme beim Jugendamt beantragen. (nach So-

zialgesetzbuch VIII (SGB VIII) § 35a und im SGB 
IX).(Mehr Infos unter: https://www.lvl-sachsen.de/
schule/nachteilsausgleich.html )

Die emeritierte Professorin Kerstin Popp 
(Lehrstuhl für Inklusive Pädagogik in Leipzig) 
wies noch auf Folgendes in: »Dyskalkulie ist im 
Gegensatz zur LRS in Sachsen keine anerkannte 
Lernschwäche«. [in anderen Bundesländern aber 
schon! – Anm. d. Red.]

»Bei allen Diskussionen zum Schulgesetz, zur 
Inklusionsverordnung wurde dies immer wieder 
angemahnt.« Wie sieht dies das Sächsischen Staats-
ministerium für Kultus? Zu Beginn des Schuljah-
res 2007/2008 gab es die »Empfehlungen zur 
Förderung von Schülern mit besonderen Schwie-
rigkeiten beim Erlernen des Rechnens« heraus und 
ergänzte es 2013 mit der Broschüre »Besondere Re-
chenschwierigkeiten (bRS). Das reicht meines Er-
achtens nicht aus! Stadtrats- und Landtagsfraktion 
werden sich dieses Problems annehmen.
 Ingrid Körner, AG Bildung Dresden

ROTER BAUM SUCHT 
MITSTREITER:INNEN 

Werte 
vermitteln

Im Juli 2022 startete die KulturLeben Dresden UG ein 
Pilotprojekt der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

n Schick uns einfach eine E-Mail mit dem Kennwort 
»Einmission« an: politische.bildung@roter-baum.de

Um gleiche Chancen  
zu gewährleisten,  
benötigten lern- 
schwache Kinder  
einen Nachteils- 
ausgleich
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Wichtiges Thema – Beteiligung eher mau. Herzlichen Dank an Sören Pellmann 
für seine sehr engagierte Rede!

5. Anpassung der Sozialleistungen 
(SGB II, SGB XII, BAFöG, Wohngeld) 
an die aktuellen Bedingungen, um 
ein auskömmliches und menschen-
würdiges Niveau zur Sicherung der 
Lebensgrundlage sicherzustellen.

6. Rettungsfonds für betroffene Unter-
nehmen, Selbstständige und soziale 
Einrichtungen, mit dem Insolven-
zen infolge der Preissteigerungen 
verhindert werden.

gemeinsam umfassend austauschen können und so ei-
ne gute Grundlage für weitere Diskussion und letzt-
endlich einen Beschluss vorlegen können. 

Diskutiert werden soll unter anderem in kleine-
ren Gruppen über die spezifischen Themen öffentli-
cher Personennahverkehr, Rad- und Fußverkehr und 
motorisierter Individualverkehr, ohne wichtige Quer-
schnittsthemen zu vernachlässigen. Dafür laden wir 
jeweils Expert:innen ein, die die Diskussion begleiten. 
Am Ende haben wir auch noch einmal die Möglichkeit 
die Ergebnisse zusammen zu tragen und in großer Run-
de zu beraten. 

Für eine Möglichkeit sich mit Getränken zu versor-
gen und bei Bedarf sogar ein Shuttle nach und gegeben-
falls auch vor der Veranstaltung ist gesorgt. Das heißt 
du musst dir auch keine Gedanken über den Hin- und 
Rückweg machen. Wir freuen uns auf dich! Paul Senf

In der Mitte des Jahres 2022 lag die Infla-
tionsrate in Deutschland bei über sieben 
Prozent, so hoch wie seit den 1970er Jah-
ren nicht mehr. Besonders stark verteu-
ert haben sich Strom, Gas, Benzin und 
Heizöl. Die Mittelschicht, Menschen 
mit geringen Einkommen oder Rentne-
rinnen und Rentner müssen einen deut-
lich größeren Teil ihres Einkommens für 
Energie ausgeben. Sie sind deutlich stär-
ker von der Teuerung betroffen. 

Sofortmaßnahmen gegen die stei-
genden Preise und eine sozial gerechte 
Energiewende sind nötig. Die Energie-
konzerne und deren Großaktionäre ste-
cken sich Milliardengewinne in die Ta-
sche, während die Bevölkerung enorme 
Preissteigerungen verkraften soll. Da-
runter werden hunderttausende Men-
schen leiden. Aber die Bundesregierung 
tastet die Kriegs- und Krisengewinne der 
Konzerne nicht an, auch die Sächsische 
Staatsregierung hat eine Übergewinn-
steuer im Bundesrat nicht unterstützt. 
Die Menschen bezahlen also weiter die 
horrenden Gewinne der Konzerne. 

Das ist Klassenkampf von oben, un-
terstützt von der Ampelkoalition eben-
so wie von den rechten Teilen der Oppo-
sition! Erforderlich ist also, gemeinsam 
den Protest auf die Straße zu tragen. 
Für ein bezahlbares Leben, eine gerech-
te Steuer auf Krisen- und Zufallsgewin-
ne und eine soziale Energiewende. DIE 
LINKE hat ihre Forderungen klar for-
muliert:
1. Wiedereinführung der staatlichen 

Preisaufsicht und die bundesweite 
Deckelung steigender Energie- und 
Gaspreise, wie beispielsweise in 
Spanien und Portugal.

Gegen unsoziale Energiepolitik

BASISKONFERENZ ZUR MOBILITÄT IM ÖFFENTLICHEN RAUM

Linksverkehr

Zweite Dresdner Kundgebung im Rahmen des »Heißen Herbstes«

Wird auch durch E-Mobilität nicht verschwinden: Der 
Konflikt zwischen Fahrrad- und Autoverkehr

2. Einführung einer Übergewinnsteu-
er, um Energiekonzerne mit ihren 
zusätzlichen Profiten in der Krise 
angemessen an den gesellschaftli-
chen Kosten zu beteiligen.

3. Ein gesetzliches Verbot von Strom- 
und Gassperren.

4. Einführung von preiswerten Grund-
kontingenten nach Haushaltsgrö-
ße für Gas und Strom durch unsere 
kommunalen Energieunternehmen.

Forderungen also, für die es sich lohnt 
auf die Straße zu gehen, was wir am 15. 
November am Dr.-Külz-Ring auch getan 
haben. Mit unserem Bundestagsabge-
ordneten Sören Pellmann hatten wir ei-
nen kompetenten und wortgewaltigen 
Redner gewinnen können. Wie schon 
vorab André Schollbach verdeutlichte 
er, was die Energiepreispolitik der Bun-
desregierung für den Bürgerinnen im 
einzelnen an Belastungen bringt. 

Schade war allerdings, dass trotz 
umfangreicher Plakatierung auf den 
Dresdner Straßen nur etwa hundert 
Menschen gekommen waren, um zu-

zuhören und danach an unseren Info-
tischen mit uns und den Rednern ins 
Gespräch zu kommen. Zu letzteren ge-
hörte auch Moritz von der Initiative »Ge-
nug ist genug!« der über die Vernetzung 
und Strategien der Initiative informier-
te. Wir sind in Kontakt und haben Unter-
stützung zugesichert. Vielen Dank auch 
an die Landesebene, die uns logistisch 
und mit Material unterstützt hat. 

 Kristin Hofmann

Wie kaum ein anderer Politikbereich 
betrifft das Thema Mobilität jede 
Person tagtäglich. Gleichzeitig hat 
es einen riesigen Einfluss in der Lö-
sung unserer derzeit größten globa-

len Krise: dem Klimawandel. 
Nichtsdestotrotz werden auch auf kommunaler 

Ebene viele entscheidende Weichen gestellt. Sei es 
die derzeit unsichere Zukunft der DVB oder der Dau-
erbrenner autofreie Neustadt – auch in Dresden spielt 
das Thema eine immense Rolle. Also sei dabei und 
diskutiere mit dem gesamten Stadtverband am 14. De-
zember darüber, wie wir uns als LINKE in Dresden in 
der Zukunft zu diesem richtungsweisenden Thema po-
sitionieren. Bereits auf dem letzten Stadtparteitag ha-
ben wir eine Debatte dazu angestoßen. Diese möchten 
wir nun mit einer ersten Basiskonferenz Mobilität wei-
terführen. Dabei haben wir uns ein Format überlegt, 
in dem möglichst alle zu Wort kommen sollen, wir uns 

Mit Sören 
Pellmann 
hatten wir einen 
kompetenten 
Redner gewinnen 
können

n 14. Dezember, 18.30 Uhr, »Haus der Begegnung«
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Treffen der AG Frieden
n 7. Dezember 2022, 15.30 Uhr, 
»Haus der Begegnung«, Empore 

Mitgliederversammlung  
DIE LINKE Dresden-Loschwitz/
Schönfeld-Weißig 
n 7. Dezember 2022, 16 Uhr, »Café Luk«, 
Grundstraße 174, Bühlau 
 
Sitzung des Stadtvorstandes 
n 8. Dezember 2022, 18 Uhr, »Haus 
der Begegnung«, Saal. Die Sitzung ist 
parteiöffentlich.

Stammtisch DIE LINKE.  
Dresden-Prohlis 
n 12. Dezember 2022, 18.30 Uhr,  
»Eltern-Kind-Büro«, Berzdorfer Str. 26

Treffen der AG Geschichte 
n 12. Dezember 2022, 15 Uhr, »Wir AG«

Basiskonferenz – Thema Mobilität  
n 14. Dezember 2022, 18.30 Uhr,  
»Haus der Begegnung«, Saal 

Mitgliederversammlung  
DIE LINKE. Dresden-Nord 
n 14. Dezember 2022, 19 Uhr, 
Volkssolidarität, Putbuser Weg 18
 
Blutspende des DRK
n 24. Januar 2023, 15 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Saal

30 Jahre Roter Baum
n 28. Januar 2023, 19 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Eintritt frei

6 STADTVERBAND

Die Internationale Rosa-Luxemburg-Konfe-
renz findet am 14. Januar 2023 unter dem 
Motto »Den dritten Weltkrieg stoppen. 
Jetzt!« im Berliner Hotel »Mercure MOA« 
statt. Nach einer zwei jährigen Pause 

freuen wir uns, Leserinnen und Leser sowie ein Viel-
zahl an Unterstützerorganisationen zu versammeln. 
Kommt nach Berlin! Informiert euch an Ständen über 
die Möglichkeiten aktiv zu werden. Und vor allem: 
Nehmt teil an den Vorträgen und Diskussionen auf 
der Bühne.

Mit Vorträgen von:
• Anne Morelli, Historikerin (Belgien):  

»Kriegspropaganda der NATO«
• Wen Tiejun, Ökonom (VR China): »Entwicklungs-

modell China. Wovor hat der Westen Angst?«
• Aminata D. Traoré, Exministerin (Mali): »Folgen 

der westlichen Kriegspolitik für arme Länder«
• Nikolai Platoschkin, Exdiplomat, Buch autor und 

Politiker (Russische Föderation): »Zur sozialen  
Lage in Russland«

• Jack Rasmus, Ökonom (USA): »Deglobalisierung 
und der Zwang zum Krieg«

• Aleida Guevara, Politikerin und Kinder ärztin  
(Kuba, angefragt), Sozialismus als Voraussetzung 
für Frieden: »Das Beispiel Kuba«

n 14. Januar 2023, 9.30 Uhr, Hotel »Mercure MOA«, Ber-
lin-Moabit. Die Tickets für die Konferenz 2023 gibt’s unter 
folgendem Link: www.jungewelt-shop.de/RLK-2023

Karl Liebknecht und Rosa Luxem-
burg wurden am 15. Januar 1919 von 
rechten Freikorps mit Billigung der 
Noskes und Scheidemänner in Ber-
lin ermordet. Ihr Eintreten für Frie-

den und gegen Krieg erlegt uns die Pflicht auf, den 
Kampf um das Überleben der Menschheit mit 
der sozialen, mit der Klassenfrage zu verbinden. 
Kriege lösen die Menschheitsprobleme nicht.

Die Rechnung für Krieg und Aufrüstung bezah-
len die Menschen hierzulande durch eine immer 
weiter steigende Inflation: Lebensmittel, Energie 
und Mobilität werden monatlich teurer. Und wäh-
rend die Mehrheit der Bevölkerung auf zynische 
Weise dazu aufgerufen wird, für »die Freiheit« zu 
frieren, streichen Rüstungs- und Energiekonzer-
ne unvorstellbare Gewinne ein. Verlierer sind wie 
stets die Werktätigen, besonders die Armen. Auf 
der Strecke bei der staatlich verordneten Verar-
mung bleibt auch die Natur. So sollen Atomkraft-

werke länger in Betrieb bleiben und umweltschäd-
liches Fracking-Gas aus den USA wird importiert. 
Die Gewinner dieser Politik sind die Rechten. An-
tifaschismus ist notwendiger denn je. 

Für Frieden, soziale Gerechtigkeit, den Schutz 
der Umwelt, für Internationalismus und Solidari-
tät werden wir, Linke unterschiedlicher Strömun-
gen, gemeinsam am 15. Januar 2023 friedlich un-
sere Standpunkte und Forderungen bekunden.Wir 
rufen zu einem breiten Bündnis und zu einer kraft-
vollen Demonstration auf.  LL-Bündnis, Berlin

n Es fährt ein Bus zur Demonstration. Abfahrt ab 
Dresden Hauptbahnhof ist um 7.50 Uhr. Abfahrt ab 
Bahnhof Neustadt ist um 8 Uhr. Rückkunft in Dresden 
ist gegen 19 Uhr. Der Preis für die Mitfahrt beträgt 
30 Euro (bei 45 Teil nehmer:innen), ermäßigt: 20 Euro 
(Schüler, Studenten, Arbeitssuchende, ...). Bitte 
meldet euch per Mail bei Ina Richter (ina.richter@
dielinke-sachsen.de) an.

LIEBKNECHT-LUXEMBURG-DEMO 2023

Für Frieden  
und Solidarität

ROSA-LUXEMBURG-KONFERENZ

Geschichte  
und Gegenwart

DEZEMBER/JANUAR

Termine und  
Veranstaltungen

Veranstaltung der  
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen
Unsere Veranstaltungen werden mit finanziert durch 
Steuermittel auf der Grundlage des vom Sächsischen 
Landtag beschlossenen Haushaltes.

Vortrag und Diskussion mit Sozialpädagoge und Politologe  
Uwe Hirschfeld: »Literarisch gegen die Klimakatastrophe«

Mit dem »Ministerium der Zukunft« hat Kim 
Stanley Robinson einen weiteren SF-Roman 
vorgelegt, der sich mit der Klimakatastrophe 
beschäftigt. Doch stehen diesmal die 
sozialen Kämpfe und politischen Maßnahmen 
zur Reduzierung der Erderwärmung im 
Mittelpunkt der Handlung: ein guter Grund, 
sich als Linke mit der Bedeutung fiktionaler 
Literatur für die kulturellen und politischen 
Auseinandersetzungen zu befassen. In 
der Veranstaltung wird der Roman kritisch 
vorgestellt und per Diskussion in einen 
Zusammenhang mit strategischen Fragen 
gegenwärtiger Kämpfe gerückt.
n 7. Dezember, 19 Uhr, »Wir AG«,  
Martin-Luther-Straße 21

Auch in diesem Jahr wieder: Gedenken an Karl und Rosa in Berlin



November/Dezember 2022

Fragen über Fragen

Wolfgang antwortete zügig und sehr 
höflich auf unsere Anfrage und schlug 
den 10. November als Veranstaltungs-
tag vor. Die Tage vergingen recht schnell 
und zügig kam der Termin, an dem wir 

JUGEND 7

on im Stadtrat. Im Zuge der Diskussion zur Organisati-
on der Geschäftsbereiche und Wahl der Beigeordneten 
zeigten wir ein großes Banner mit der Aufschrift

»Unabhhängig, Überparteilich, Inkompetent
DiRktator 
Auf der Irrfahrt ins Blaue 
Thüringen lässt grüßen!«

von der Tribüne. In der Sitzung wurden mal wie-
der keine neuen Beigeordneten gewählt. Dement-
sprechend konnte das Schlimmste zwar verhindert 
werden, aber es war klar, dass die Stadt mit weiteren 
Wochen ohne den Großteil der Beigeordnetenriege 
weiter ins Chaos gestürzt wird. Wichtig ist, dass die 
progressive Seite des Stadtrats und letztendlich auch 
die demokratischen Stadtratsfraktionen so gut es geht 
zusammenarbeiten müssen, damit der faschistische 
Teil des Stadtrats nicht legitimiert wird und so die De-
mokratie in Dresden untergraben kann. Paul Senf

»Naja, so viele werden es schon nicht 
sein«, sagte ich zum Hausmeister des 
von uns gemieteten Raumes im Volks-
haus. Wir sprachen uns ab und ent-
schieden, hundert Stühle hinzustellen 
und ein paar daneben, falls doch ein 
paar mehr Besucher:innen kommen 
würden.

Wir haben niemand Geringeren 
als Podcaster, Autor und Influencer 
Wolfgang M. Schmitt eingeladen. Die 
meisten werden ihn von seinem You-
tube-Kanal »Die Filmanalyse«, der über 
95.000 Abonnenten zählt, kennen. In 
seinen Podcast »Wohlstand für Alle« 
redet er zusammen mit Journalist Ole 

Investitionen vs. Schwarze Null

DIRK HILBERT MENSCHELT MIT DER AFD

Auf der Irrfahrt ins Blaue

LIEBKNECHT-LUXEMBURG-DEMO 2023

Für Frieden  
und Solidarität

Volles Haus im Volkshaus beim Vortrag von Wolfang M. Schmitt

Geld drucken für Vollbeschäftigung: Wolfgang M. Schmitt vertritt die Modern Monetary Theory

Aufmerksamkeit schaffen: Aktion der Linksjugend, 
der Jusos und der Grünen Jugend im Stadtrat

Nymoen über verschiedene politische 
Themen, hauptsächlich aber über Wirt-
schaft, beleuchtet von einer linken Per-
spektive. Viele Mitglieder der Linksju-
gend sind große Fans des Podcast und 
natürlich auch ich. Als ich dann vor-
schlug, ihn mal zu einem Vortrag ein-
zuladen traf ich auf große Zustimmung. 
Das Thema wurde schnell gefunden: 
Die Modern Monetary Theory. Kurz ge-
sagt geht es darum, dass die Annahme, 
dass Geld für den Staat knapp ist, hin-
terfragt wird, schließlich kommt das 
Geld ja vom Staat und er kann, falls 
benötigt, einfach seine Währung nach-
drucken.

Auch in diesem Jahr wieder: Gedenken an Karl und Rosa in Berlin

auf ihn treffen würden. Zusammen mit 
mehreren Mitgliedern der linksjugend 
bereiteten wir gerade den Raum vor, als 
dann Wolfgang in den Saal eintrat. Für 
mich war das ein sehr surrealer Mo-
ment. Er sah genauso aus wie in seinen 
Videos. Mit einem schicken Anzug und 
den nach hinten gegelten Haaren. Und 
plötzlich steht er hier in Dresden ge-
nau vor uns! Wolfgang ist die ganze Zeit 
über sehr nett und kooperativ gewesen. 
Auch bei der Absprache für den Vortrag 
lockerte er die Atmosphäre mit lustigen 
Sprüchen auf. 

Die Zeit verging und der Punkt an 
dem der Vortrag begann, kam näher. 
Der Raum füllte sich auf einmal sehr 
schnell. Die zusätzlich bereitgestellten 
Stühle kamen zum Einsatz, aber selbst 
die reichten nicht. Der Hausmeister gab 
uns netterweise noch ein paar Stühle 
raus, aber selbst die konnten nicht 
verhindern, dass einige Gäste stehen 
mussten. Einer Freundin habe ich 
ironischerweise gesagt, dass sie nicht 
allzu pünktlich da sein muss, da es 
wahrscheinlich eh nicht besonders voll 
werden würde. Einen Job als Wahrsager 
werde ich wohl nicht mehr kriegen … 

Wolfgang hielt trotz der hohen Be-
suchermenge souverän einen schönen 
und vor allen Dingen informativen Vor-
trag. Anschließend gab es eine Diskus-
sionsrunde, wo die etwa 170 Zuschauer 
ihre Fragen an ihn stellen konnten. Die 
Runde hätte durch den hohen Andrang 
an Fragen locker doppelt so lange aus-
fallen können.

Ich freue mich, dass wir mit der 
Linksjugend diesen Abend organisiert 
haben, und bin voller Vorfreude auf das 
nächste Event. Ludwig Kotte

Seit Monaten hält die Debatte um die Nach-
besetzung der Beigeordnetenposten die 
Landeshauptstadt in Atem. Denn der Ober-
bürgermeister zerstört regelmäßig jede 
Hoffnung und Möglichkeit auf eine Eini-

gung. Dabei scheinen ihn schon seit einiger Zeit auch 
rote Linien unserer Demokratie nicht mehr zu interes-
sieren. Immer wieder wurde klar, dass er, um seinen 
Willen durchzubekommen, auch mit Stimmen der AfD 
im Stadtrat rechnet und damit droht Faschist:innen 
zu legitimieren. 

Bei der Stadtratssitzung am 6. Oktober bestand die 
reale Gefahr, dass Hilbert durch seine zahlreichen 
fehlgeleiteten politischen Manöver Dresden in Thürin-
ger Verhältnisse stürzt und die Stadt sich danach mit 
einer Stadtspitze von Gnaden der undemokratischen 
AfD-Fraktion wiederfindet. Um das zu verhindern und 
Aufmerksamkeit für diesen möglichen Dammbruch 
zu schaffen, organisierten wir als linksjugend gemein-
sam mit den Jusos und der Grünen Jugend eine Akti-

Die Runde hätte 
locker doppelt  
so lange aus- 
fallen können
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Seit dem gewaltvollen Tod von Masha 
Amini am 16. September 2022 befindet 
sich der Iran in Aufruhr. Der durch die 
Sittenpolizei begangene Femizid führte 
seither im gesamten Land zu massenhaf-
ten Protesten. Heute stellen sie die Sys-
temfrage und zeigen die Möglichkeit ei-
nes freien und demokratischen Irans 
jenseits des fundamentalistischen und 
patriarchalen Mullah-Regimes auf. Die 
Protest-Bewegung ist dabei Ausdruck 
unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Kämpfe: Frauen legen in Massen ihre 
Hijabs ab, um sich gegen Zwangsver-
schleierung und die religiöse Normie-
rung ihrer Körper zu widersetzen. Sie 
tun dies auf Demonstrationen, aber 
auch im gesellschaftlichen Alltag – und 
verleihen den Protesten damit ihre un-
verkennbar feministische Dimension. 
Daneben geht es in den Protesten auch 
um intergenerationale und demokra-
tiepolitische Aspekte. Auch die Diskri-
minierung der kurdischen Bevölkerung 
spielt eine wesentliche Rolle, weshalb 
der kurdische Westen des Landes auch 
ein Epizentrum der Proteste ist.

Gewalt als Antwort

Das iranische Regime reagiert mit der 
gesamten Klaviatur eines repressiv-au-
toritären Überwachungsstaates: De-
monstrationen werden mit Gewalt nie-
dergeschlagen; Protestierende werden 
ohne rechtsstaatliche Verfahren in Ge-
wahrsam genommen, bespitzelt und de-
nunziert; freie Berichterstattung wird 
unterbunden und der Zugang zu Kom-

munikationsmedien sabotiert, um die 
Verbreitung und Koordination der Pro-
teste zu stören. Vor kurzem appellierten 
227 der 290 iranischen Abgeord neten 
dafür, die rund 14.000 Inhaftierten, die 
seit Beginn der Proteste festgenommen 
wurden, mi dem Tode zu bestrafen. So-
mit drohen unvorstellbare Massenhin-
richtungen.

Die EU-Iran-Delegation, war die ers-
te europäische Institution, die sich mit 
den Protesten solidarisierte. Was ist 
politisch nun zu tun? Sanktionen sei-
tens der EU gegen die Revolutionsgar-
den und die politische Führung sind 
richtig. Doch diese gib es schon seit De-
kaden. Auf keinen Fall darf es Abschie-
bungen aus EU-Mitgliedsstaaten in den 
Iran geben. Wir brauchen einen konti-
nuierlichen politischen Austausch mit 
der Bewegung im Iran, aber auch mit 
oppositionellen Iraner:innen in der Di-
aspora. Vor allem braucht die Opposi-
tionsbewegung sichere Kommunikati-
onskanälen, ihre Proteste müssen im 
internationalen Ausland sichtbar sein. 
 Cornelia Ernst

Die Systemfrage
Mit der Kraft der Frauen für einen freien und demokratischen Iran

Weltweit zeigt sich – nicht nur – die iranische Diaspora solidarisch mit den Protesten im Iran

Die EU-Iran- 
Delegation,  
war die erste  
europäische  
Institution,  
die sich mit  
den Protesten  
solidarisierte
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In dem Papier werden Wohnentwick-
lungen am Johnsbacher Weg und an der 
Windmühlenstraße angestrebt und der 
Erwerb von 3000 Wohnungen durch die 
Stadt beabsichtigt. Der Beschluss ent-
hält sehr viel soziale und ökologische Ly-
rik, immer jedoch mit dem Verweis der 
Notwendigkeit öffentlicher Förderung 
bei der klimagerechten Sanierung und 
der Stabilisierung der Mietpreise.

Der Hinweis in der Debatte seitens 
der LINKEN, dass die Vonovia hohe Ver-
bindlichkeiten in der Bilanz hätte und 
im Zuge der sich überlagernden Krisen 
stagnierende oder gar zurückgehende 
Mieten zu Bilanzverlusten führen könn-
ten und in der Folge ein gewisser Zwang 
zum Verkauf von Wohnungen bestehen 
könnte, wurde vom Oberbürgermeister 
mit dem Vorwurf der »Rufschädigung« 
kommentiert. Das kann inzwischen da-
hingestellt bleiben.

Denn reichlich zwei Wochen später 
verkündete Vonovia selber, Wohnun-
gen im Wert von 13 Milliarden Euro 
verkaufen zu wollen. In Rede stünden 
66.000 Wohnungen. Dies, um im Um-
feld steigender Zinsen die Schulden zu 
reduzieren.

Der Taschenrechner sagt, dass dies 
knapp 200.000 Euro je Wohnung wären. 
Bei, grob angenommen, zwei Drittel Ost-
abschlag also vielleicht 130.000 Euro für 
Dresdner Bestände. Zur Erinnerung, als 
Dresden seine Woba verscherbelte, wur-
den 48.000 Wohnungen zu 1,7 Milliar-
den Euro taxiert, inklusive Filetlagen, 
Gewerbe und unbebaute Grundstücke, 
macht also grob überschlagen gerade 
mal 35.000 Euro je Wohnung. Inzwi-

Hinter verschlossenen Türen

Schulen planen, bauen, sanieren

Der Oberbürgermeister würfelt um die Zukunft der Stadt – Ergebnis noch offen

SCHULEN SANIEREN

Nicht kleckern, sondern klotzen!

schen sind die Wohnungen aber auch 
noch mehr in die Jahre gekommen und 
vermutlich sanierungsbedürftig.

Profite durch Buchgewinne

Wer meint, das Geschäftsmodell der 
Vonovia bestand in der Vergangen-
heit darin, die Mieten zu erhöhen und 
sich als Gewinn ausschütten zu lassen, 
denkt viel zu kurz. Denn mit der Steige-
rung der Mieten konnten auch die Immo-
bilien im Ertragswert höher bewertet 
werden, was einen Bilanz- oder Buchge-
winn bescherte. Um diese Höherbewer-
tung der Immobilien als Gewinn oder 
Dividende ausschütten zu können, al-

so in klingende Münze zu verwandeln, 
wurden sie beliehen. Hauptprofiteure 
waren bekannte Adressen wie Black-
Rock und die Norges Bank.

Zweiter Profiteur dieser Strategie 
neben den Aktionären war Vater Staat, 
denn die Buchgewinne waren zu ver-
steuern. Zwischen 2012 und 2017 zahl-

Im Juli gab der Stadtrat seine Zustimmung zu einem fragwürdigen Interessenpapier, 
welches der Oberbürgermeister und der Wohnungskonzern Vonovia ausgehandelt hatten

te Vonovia fast vier Milliarden Euro 
Ertragssteuern, ohne die genannten 
Buchgewinne wären es nur 600 Millio-
nen gewesen, hier nahm auf der Grund-
lage der Strategie der Vonovia der Staat 
3,4 Milliarden mehr ein.

Zwischen 2014 und 2021 schrieb der 
Konzern 15 Milliarden Gewinn. Zuletzt 
übernahm er die Deutsche Wohnen, ver-
hob sich allerdings beim skandalträch-
tig in Schieflage geratenen Immobilie-
nentwickler Adler.

Klar, wer derart aggressiv Monopo-
ly spielt, hat am Ende keine Rücklagen 
für Sanierungen. Wir müssen aufpas-
sen, hier nicht über den Tisch gezogen 
zu werden. Tilo Wirtz

Wer aggressiv 
Monopoly spielt, 
hat am Ende 
keine Rücklagen

Pro Jahr sind 100 Millionen Euro nötig, um 
alle nötigen Sanierungsmaßnahmen an 
Dresdner Schulen bis zum Jahr 2032 zu 
bewerkstelligen. Diese Zahl ist immer 
noch im Umlauf, wirkt aber angesichts 

der Preisexplosion bei Bau- und Energiekosten so-
wie der anhaltenden Inflation wie ein Relikt aus ei-
ner längst vergangenen Zeit. Inzwischen werden die 
extrem gestiegenen Kosten durch eine Knappheit an 
Material und Personal flankiert, die dazu führt, dass 
fertig geplante Bauprojekte gar nicht erst begonnen 
werden. Hier beißt sich die Katze in den Schwanz, 
weil in der Zwischenzeit die Kosten noch weiter stei-
gen könnten.

Wir sind als gewählte Vertreter:innen aufgefor-
dert, in Absprache mit den anderen Fraktionen, bei 
den aktuellen Haushaltsverhandlungen die rich-
tigen Prioritäten zu setzen. Es gibt die berechtigte 
Erwartungshaltung der Dresdner Stadtgesellschaft, 
dass unsere Jüngsten in einer ordentlichen Umge-

bung lernen können. Schulen, in die es reinregnet, 
deren marode Fenster sich nicht mehr öffnen lassen 
oder in denen der Putz von den Wänden fällt, sind 
ein Armutszeugnis für eine wohlhabende Stadt wie 
Dresden. Es darf nicht sein, dass Kinder und Jugend-
liche erneut die Leidtragenden einer Krisensituati-
on sind.

So wandte sich der Elternsprecher der 30. Grund-
schule »Am Hechtpark« zum wiederholten Mal an 
Stadtrat und Öffentlichkeit, um darzustellen, dass 
der Sportunterricht in der Turnhalle inzwischen 
selbst aus Sicht der Unfallkasse Sachsen für die Kin-
der gefährlich sei. Außenanlagen, auf die man zum 
Sport machen ausweichen könnte, sind am Standort 
nicht vorhanden. Wir machen uns dafür stark, dass 
die mit 5,4 Millionen Euro veranschlagte Sanierung 
der Turnhalle im Maßnahmenplan für 2023/2024 
fest verankert wird. Doch auch andere, längst über-
fällige Sanierungsprojekte verdienen unsere Auf-
merksamkeit. Wir bleiben dran! Anne Holowenko
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I n Prohlis gibt es derzeit circa 
10.000 Wohnungen. Diese gehö-
ren vor allem der WGS »Glückauf 
Süd«, Vonovia und Deutsche 
Wohnen. Fürs Wohnen bezahlt 

man zwischen 5,60 und 8,50 Euro pro 

WOHNEN IN PROHLIS

Segen und Fluch zugleich

Wohngeldreform in Dresden
Vor kurzem hat der Bundestag das Wohngeld-Plus-Gesetz beschlossen. 
Viel wurde darüber in der Öffentlichkeit diskutiert

Blick auf das Zentrum von Prohlis

Wohngeld beantragen! Ein Ausgang in der Not

Auch im Dresdner Stadtrat bewegt uns 
die Wohngeldreform, vor allem die Fra-
ge, wie es umgesetzt wird und wann die 
Anspruchsberechtigten ihre Auszahlung 
erhalten. Denn nicht beschlossen wur-
de auf Bundesebene eine grundlegende 
Vereinfachung der Beantragung. Der An-
spruch auf Wohngeld wird errechnet aus 
dem Haushaltseinkommen, den Wohn-
kosten, der Anzahl der Haushaltsmitglie-

der und gegebenenfalls weitere Kosten, 
wie zum Beispiel Kinderbetreuungskos-
ten. Das heißt für die kommunalen Ver-
waltungen, die aufwendigen Prüfungen 
eines Wohngeldanspruches bleiben wei-
terhin erhalten. 

Pro Antrag muss mit drei Stunden 
Arbeitszeit gerechnet werden. Derzeit 
arbeiten im Dresdner Sozialamt 40 Per-
sonen in der Wohngeldstelle, pro Jahr 
gehen circa 21.000 Anträge ein. Es 

lohnt aber auch deshalb, weil sich an 
den Wohngeldbezug noch weitere Leis-
tungen anschließen, zum Beispiel den 
Anspruch auf den Dresden-Pass mit all 
seinen Vergünstigungen oder die Bil-
dungs- und Teilhabeleistungen für Kin-
der und Jugendliche. Pia Barkow

Antragsteller:innen als auch für die Ver-
waltung deutlich beschleunigen. 

Es ist unbedingt zu empfehlen, den 
eigenen Anspruch auf Wohngeld prüfen 
zu lassen. Hierdurch kann zum Beispiel 
ein einmaliger Heizkostenzuschuss 
erreicht werden. Eine Antragstellung 

beziehen 5800 Haushalte in Dresden 
Wohngeld, im Durchschnitt 200 Euro im 
Monat. Mit dem neuen Gesetz wurden 
die Einkommensgrenzen erhöht, so dass 
etwa dreimal so viele Haushalte einen 
Anspruch auf Wohngeld haben werden –  
also circa 18.000 Haushalte. Um die al-
ten und neuen Anträge zu bearbeiten, be-
nötigt die Dresdner Verwaltung knapp 
90 neue Mitarbeiter:innen. Im vorlie-
genden Stellenplan des Haushaltsent-
wurfs von OB Hilbert stehen genau Null. 

Schon heute beträgt die Bearbei-
tungszeit von einem Wohngeldantrag 
drei Monate. Wenn nicht schleunigst 
neues Personal hinzukommt, wird 
künftig die Bearbeitungszeit wohl so 
lang sein, dass die Wohngeldberech-
tigten ihre erste Auszahlung erst im 
Spätsommer erwarten dürfen. Eine Ka-
tastrophe für die betroffenen Haushalte, 
denn das Geld wird ja dringend benöti-
gt, um die Miete und die massiv gestie-
genen Kosten für das Heizen bezahlen 
zu können. 

Bereits Monate bevor von der Wohn-
geldreform die Rede war, haben wir im 
Stadtrat beantragt, dass eine digitale Be-
antragung von Leistungen ermöglicht 
werden soll, beginnend mit dem Wohn-
geldantrag. Auf die Frage zur Umsetzung 
sagte OB Hilbert in der Oktober-Stadtrat-
sitzung, dass diese digitale Variante An-
fang 2023 bereitstehen soll. Das könnte 
natürlich die Bearbeitung sowohl für die 

Quadratmeter. Das Wohngebiet ist mit 
Bus und Bahn super ans Zentrum an-
gebunden. Hier gibt es fast alles, was 
ein Mensch zum guten Leben braucht: 
Zwei Grundschulen, eine Förderschu-
le, eine Mittelschule, ein Gymnasium 

und fünf Kitas. Hinzu kommen fußläu-
fig erreichbare Einkaufsmöglichkeiten 
und Geschäfte im Prohlis-Zentrum. 
Der Kaufpark Nickern ist nicht weit, 
Ärztehäuser, das neue Kombibad mit 
Schwimmhalle und Freibad runden 
das Bild ab.

Für kulturelle Angebote sorgen vor 
allem der »Querformat« e.V., die Jugend- 
Kunst-Schule, das Palitzsch museum 
und das Orchester Musaik. Alles in 
allem ein sehr gut ausgestattetes Wohn-
viertel mit begrünten Innenhöfen und 
Spielmöglichkeiten für die Kinder. 
Trotzdem wird das Wohngebiet in Dres-
den als einfache Wohnlage eingestuft 
und ihm haftet das Etikett »sozialer 
Brennpunkt« an.

Platte im Zeitenwandel – 
Probleme im Kiez
Die Jugendlichen haben zwei Frei-
zeittreffs – sonst nicht wirklich viel. Ab 
einem Alter von 14 Jahren zieht es sie in 

die Neustadt. Aufgrund der günstigen 
Mieten wohnen hier Menschen mit ge-
ringem eigenen Einkommen, Menschen 
mit Harz IV, Menschen mit einer eher 
geringen Rente und Migrant:innen. Die-
se soziale Segregation führte und führt 
immer wieder zur Stigmatisierung des 
Wohngebietes als Problemviertel.

In Gesprächen wiesen Mitarbeiter 
von Safe DD außerdem darauf hin, dass 
es in Prohlis offensichtlich sogenann-
te verdeckte Wohnungslosigkeit gibt. 
Menschen, die keine Wohnung haben, 
kommen für eine bestimmte Zeit bei 
Verwandten, Bekannten oder Freun-
den unter. Auch in Prohlis wird deut-
lich, dass es in Dresden Menschen gibt, 
die sich keine eigene Wohnung leisten 
können. Dabei sollte Wohnen ein grund-
legendes Menschenrecht sein und Men-
schen mit sozialen und psychischen 
Problemen brauchen professionelle Be-
treuung. Die auskömmliche Finanzie-
rung wollen wir im nächsten Doppel-
haushalt sichern. Margot Gaitzsch

Es ist unbedingt 
zu empfehlen, 
den eigenen 
Anspruch auf 
Wohngeld prüfen 
zu lassen
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WOHNEN IN PROHLIS

Segen und Fluch zugleich Stumpfes 
Schwert
Auch in Dresden: Gleichstellung muss endlich 
zur Normalität werden

Die Anliegen und Ziele des Zweiten Gleichstellungsaktionsplanes sind wichtig und richtig, aber 
es fehlen Sanktionsmöglichkeiten

Grundlage dafür ist ein Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE. im Dresdner Stadtrat, mit dem Ziel, die Voraus-
setzungen für das digitale Einreichen von Wohngeld-
anträgen und weiteren Sozialleistungen zu schaffen. 
Zusätzlich soll auf den Internetseiten der Landeshaupt-

stadt ein Sozialleistungsrechner angeboten werden, der Menschen 
Hinweise zum Anspruch auf mögliche Leistungen gibt. Nach der-
zeitigem Stand kann der Sozialleistungsrechner aber aktuell noch 
nicht umgesetzt werden.

Das Angebot für den Online-Wohngeldantrag soll spätestens zum 
1. Januar 2023 bereitgestellt werden. Dazu wurde im Sozialamt ein 
ganzheitliches, amtsinternes Projekt initiiert. Dies beinhaltet unter 
anderem die Bearbeitung von Online-Antrags-Assistenten für Leis-
tungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen, 
Dresden-Pass, Leistungen für Bildung und Teilhabe und die Ertei-
lung des Wohnberechtigungsscheins (WBS). In der nächsten Entwick-
lungsstufe soll dann die digitale Zustellung der Bescheide möglich 
sein. Eine digitale Bearbeitung seitens der Sozialverwaltung wird 
jedoch erst ab 2024 im Rahmen der elektronischen Aktenführung 
(eAkte) möglich sein.

Schon seit geraumer Zeit ist klar, dass die Vorgabe des Online-
zugangsgesetzes – bis Ende 2022 alle Verwaltungsleistungen digital 
anzubieten – nicht umgesetzt werden kann. Zudem soll es weitere 
rechtliche Änderungen geben. Beschäftigt man sich näher mit dem 
Onlinezugangsgesetz, dann wirkt es wie ein Verwaltungsdschungel 

– nur eben digital.  Katharina Hanser

Barrieren für Menschen 
mit Behinderung, aber 
auch für Eltern mit Kin-
derwagen oder Men-
schen mit Rollatoren 

sollen abgebaut werden. Für die-
ses Ziel stellt das SMS der Landes-
hauptstadt Dresden über das Pro-
gramm »Lieblingsplätze für alle« 
auch für 2023 Fördermittel zur Ver-

fügung. Gefördert werden Projekte in den Bereichen Sport, Kultur, 
Freizeit, Gastronomie, Soziales, Bildung und Gesundheit. Dabei ist 
eine Förderung bis zu 25.000 Euro pro Einzelmaßnahme möglich. 
Bewerben können sich auch Eigentümer, Mieter, Pächter und Betrei-
ber von öffentlich zugänglichen Gebäuden und Objekten oder Ärzte, 
Zahnärzte und Psychotherapeuten einer ambulanten Praxis.   
 Die Redaktion

Der Aktionsplan zur Umsetzung der Eu-
ropäischen Charta für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern auf lokaler Ebe-
ne geht zurück auf den Beitritt der Stadt 
Dresden zur Europäischen Charta im Jahr 
2012. Damals ist die Stadt Dresden die Ver-
pflichtung eingegangen, in regelmäßigen 
Abständen Aktionspläne vorzulegen. Der 
erst dieser Aktionspläne stammt aus dem 
Jahr 2015 und sollte eigentlich nach zwei 
Jahren einer Überarbeitung unterzogen 
werden. Nun sind sieben Jahre ins Land ge-
gangen, ehe der zweite Plan vorgelegt wird. 
Das zeigt schon, welchen Stellenwert das 
Thema Gleichstellung bei Oberbürgermeis-
ter Hilbert hat.

In dem Aktionsplan werden verschie-
dene Maßnahmen aufgeführt, die zu einer 
verbesserten Gleichstellung führen sollen, 
zum Beispiel in Sachen Personalmanage-
ment innerhalb er Stadtverwaltung, der 
Sensibilisierung für gleichstellungspoliti-
sche Themen oder auch die Verwendung 
einer diskriminierungsfreien Sprache. Lei-
der jedoch bleibt der Zweite Aktionsplan 
wie bereits sein Vorgänger eher unkonkret 
in den Zielstellungen und benennt viel zu 
oft in der Spalte »zuständig für die Umset-
zung« »alle Geschäftsbereiche«. Damit ist 
schon vorprogrammiert, dass sich letztlich 
alle auf die jeweils anderen verlassen und 
kaum selbst die Umsetzung vorantreiben. 
Wirklich wichtige Ziele – wie zum Beispiel 
die Stadt achtet auf ein geschlechtergerech-
tes Personalmanagement–, werden so ver-

mutlich wie bereits jetzt schon eher zufäl-
lig angegangen, abhängig vom jeweiligen 
Interesse des Geschäftsbereichs.

Ein wirklich wichtiges Ziel, welches 
konkret im Aktionsplan aufgeführt wird, 
lautet: Die Stadt Dresden achtet auf eine 
geschlechtergerechte Gesundheitsförde-
rung sowie auf geschlechtergerechte An-
gebote im Gesundheitswesen. Spezifische 
Beratungseinrichtungen werden sicher-

gestellt. Das klingt wie ein Hohn, wo wir 
doch gleichzeitig gerade vom Oberbürger-
meister einen Haushaltsentwurf vorgelegt 
bekamen, in dem genau jene Gesundheits-
einrichtungen gestrichen wurden.

Die Anliegen und Ziele des Aktions-
plans sind wichtig und richtig, leider je-
doch mangelt es an Sanktionsmöglichkei-
ten, sollten Ziele nicht umgesetzt werden. 
Das macht den Aktionsplan zu einem eher 
stumpfen Schwert.  Pia Barkow

DIGITALISIERUNG 

Sozialleistungen  
online beantragen

»LIEBLINGSPLÄTZE FÜR ALLE« 

Einlass ohne Stufen 

Die Vorgabe, bis Ende 2022 alle Verwaltungsleistungen digital anzubieten, 
war nicht zu halten

Es mussten  
sieben Jahre  
ins Land gehen, 
ehe der zweite  
Aktionsplan  
vorgelegt wurde
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8 PANORAMA

Der Suchtbericht bezieht sich auf eine Daten-
basis für das Jahr 2020, dem ersten Corona-
jahr. Dies hatte natürlich Auswirkungen vor 
allem für den Bereich der Suchtprävention. 
Erstmalig werden im Bericht Daten zu Dro-

genrückständen im Dresdner Abwasser präsentiert. We-
nig überraschend zeigt die Analyse, dass hinsichtlich der 
Crystal-Mengen eine stetige Zunahme zu verzeichnen ist. 
Auch für Ecstasy, Kokain und Amphetamin stiegen im 
Verlauf der vergangenen Jahre die gemessenen Mengen 
an. Der Bericht befasst sich des Weiteren mit dem Behand-
lungsgeschehen im Bereich Sucht sowie mit dem durch 
die kommunale Bürgerumfrage abgebildeten Konsum-
verhalten. Des Weiteren wird auf die Präventionsaktivitä-
ten der Stadt und auf das rauschgiftbezogene Lagebild der 
Dresdner Polizei eingegangen. Interessant ist, dass der Be-
richt für den Bereich Prävention empfiehlt, von den res-
sourcenbindenden Förderanträgen (beim Land oder den 
Krankenkassen) für zeitlich begrenzte Projekte abzurü-
cken. Stattdessen soll ein unabhängiges Budget für die 
Suchtprävention angestrebt werden. Christopher Colditz

Dass es in der Neustadt häufig 
zu Unzeiten laut ist, darüber 
dürfte kein Zweifel bestehen. 
Um dieses Problem anzuge-
hen, hat die Stadt einen Teil-

gebiets-Lärmaktionsplan Innere Neustadt 
beschlossen. Nun wurde nach über ei-
nem Jahr über den Stand der Umsetzung 
berichtet. Kurz gesagt, es ist nichts ge-
schehen. Doch im Einzelnen: Lkw-Nacht-
fahrver bote auf ausgewählten Straßen? 
Noch nicht umgesetzt. Geschwindigkeits-
beschränkung auf 30 km/h nachts (22 bis 
6 Uhr) auf ausgewählten Hauptverkehrs-
straßen? Noch nicht umgesetzt. Die regel-
mäßige Geschwindigkeitsüberwachung 
an Konfliktorten? Nach Mitteilung des 
Geschäftsbereiches Ordnung und Sicher-
heit wurden im Zeitraum 1. April 2021 bis 
31.  August 2022 ganze zwei Kontrollen 
durchgeführt. Und weiter heißt es: »Der Ge-
schäftsbereiche Ordnung und Sicherheit 
merkt an, dass es im Ordnungsamt keine 
technischen und personellen Kapazitäten 
gibt, um Kontrollen an Konfliktorten im 
Sinne des Lärmaktionsplanes durchzufüh-
ren oder solche zu verdichten.« Ohne weite-
ren Kommentar. Die Redaktion

»SCHLACHTHOF 5«

Gegen das 
Vergessen

Kurt Vonnegut Jr. – der Schriftstel-
ler und Autor von »Schlachthof 
5« – wäre am 11. November hun-
dert Jahre alt geworden. 

Leider etwas in Vergessen-
heit geraten ist der Schriftsteller, dessen be-
kanntestes Werk »Schlachthof 5 oder Der Kin-
derkreuzzug« einen starken Bezug zu seinen 
Kriegserlebnissen in Dresden hat. Als Sol-
dat der U.S. Army geriet er während der Ar-
dennenoffensive in deutsche Kriegsgefangen-
schaft und erlebte vom 13. bis 15. Februar 1945 
die Zerstörung der Stadt mit. Er überlebte in ei-
nem Schlachthofkeller (heute Messe Dresden) 
den Feuersturm. Erst Jahrzehnte später konn-
te er diese Eindrücke im genannten Roman 
verarbeiten. Dieser erschien Ende der 60er 
Jahre zunächst in einer kleineren Auflage, die 
aber schon nach wenigen Tagen vergriffen war, 
so dass zahlreiche weitere Auflagen folgten. 

Das Buch wurde zu einem internationalen 
Erfolg, es wurde verfilmt und Wikipedia er-
klärt es zum »wichtigen Schlüsselwerk des Pa-
zifismus, insbesondere bei den Gegnern des 
Vietnam-Kriegs.« »Schlachthof 5« bezieht sich 
auf eine Reihe von Ereignissen in Vonneguts 
Leben unter anderem dem Tod der Schwester 
und seine Gefangennahme. Die traumatischen 
Erfahrungen während der Bombardierung 
Dresdens bilden jedoch den zentralen Bezugs-
rahmen für das Werk. Als Erinnerung und 
Mahnmal an diese Zeit wurde durch die Messe 
Dresden zusammen mit dem Künstler Ruairí 
O’Brien und den Deutschen Werkstätten Hel-
lerau eine Gedenkwand im Haus 1 errichtet. 
Noch heute wird »Slaughterhouse-Five« zu den 
bedeutendsten Romanen der amerikanischen 
Literatur nach 1945 gezählt.  Die Redaktion

DRESDNER SUCHTBERICHT 2021

Prävention verstetigen!

LÄRMAKTIONSPLAN 

Nichts geschehen

Erstmalig werden Daten zu Drogenrückständen im 
Dresdner Abwasser präsentiert

Messe Dresden

Lärmschutz für die Einwohner der Neustadt? Fehlanzeige!


